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Co-Regulierung der Medien in Europa: 
Europäische Vorgaben für die Errichtung 
von Co-Regulierungssystemen

Welche Rolle kann Co-Regulierung im Bereich der audiovisuellen Medien 
übernehmen? Was ist Co-Regulierung überhaupt? Wie unterscheidet sie sich 
von Selbstkontrolle und Selbstregulierung? Gibt es einen europäischen rechtlichen
Rahmen für Co-Regulierung?

Diesen Fragen geht der nachfolgende Artikel auf den Grund und konzentriert sich
dabei auf juristisch umzusetzende Vorgaben der Europäischen Union und des 
Europarats. Für audiovisuelle Dienste betreffen diese Vorgaben unter anderem die 
im Rahmen der Co-Regulierung mit Kontrollaufgaben betrauten Gremien, deren
Besetzung, Aufgabenstellung und Kompetenzen sowie schließlich und wesentlich
ihre Überwachung. Erläutert wird dieser “europäische rechtliche Rahmen” 
der Co-Regulierung vor allem am Beispiel des Jugendschutzes. 

Die aufgeworfenen Fragen sind indes auch für andere Bereiche wie Werbung, 
Unabhängigkeit von Journalisten, Schutz der Menschenwürde, Verbreitung 
rassistischen Gedankenguts sowie Setzung technischer Standards relevant. Insofern
ist diese IRIS plus auch tatsächlich nur der Auftakt zu einer weiterführenden
Behandlung der Thematik Co-Regulierung der Medien in Europa, die von der 
Informationsstelle und ihren beiden Partnerinstitutionen EMR und IViR in Angriff
genommen wird. Dies geschieht zum einen im Rahmen eines im September 2002
stattfindenden Workshops und zum anderen durch eine die Ergebnisse dieses 
Workshops zusammenfassende IRIS plus, die als Novemberausgabe erscheinen wird.

Freuen Sie Sich also auf die Fortsetzung!

Straßburg, Juni 2002
Susanne Nikoltchev

IRIS Koordinatorin
Expertin für juristische Informationen 

der Europäischen Audiovisuellen Informationsstelle

IRIS plus erscheint als Redaktionsbeilage von IRIS, Rechtliche Rundschau der Europäischen Audiovisuellen Informationsstelle, Ausgabe 2002-6
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Co-Regulierung der Medien in Europa:
Europäische Vorgaben für die Errichtung 
von Co-Regulierungssystemen

Die Begriffe Co-Regulierung, Selbstregulierung und Selbstkontrolle
sind zu Schlüsselwörtern der aktuellen politischen und wissenschaft-
lichen Diskussion über Alternativen zu traditionellen hoheitlichen
Steuerungsformen geworden. Diese Diskussion wird horizontal für
viele Bereiche politischer Steuerung geführt, vertikal ist die nationale
bzw. regionale, europäische und internationale Ebene einbezogen. Wie
aber sind die europäischen Vorgaben für diese Steuerungsmodelle, ins-
besondere für Co-Regulierungsmodelle? Mit dieser Frage will sich der
folgende Beitrag befassen. Gleichzeitig dient er der Vorbereitung eines
Workshops, den die Europäische Audiovisuelle Informationsstelle,
Straßburg, das Institut für Europäisches Medienrecht, Saarbrücken,
und das Instituut voor Informatierecht, Amsterdam, im Herbst 2002
durchführen werden.

I. Selbstkontrolle/Selbstregulierung/
Co-Regulierung

Obgleich die Begriffe „Selbstkontrolle“, „Selbstregulierung“ und „Co-
Regulierung“ in der Diskussion wie selbstverständlich gebraucht wer-
den, gibt es keine einheitlichen, verbindlichen Definitionen. Weder wer-
den die drei Grundtypen der Steuerungssysteme – gesellschaftliche
Steuerung, hoheitliche Steuerung und Kombinationen aus beiden – mit
fest stehenden Begriffen bezeichnet, noch herrscht – selbst bei über-
einstimmender Verwendung der Begriffe – Einigkeit darüber, wie weit
das in Frage stehende Steuerungsmodell inhaltlich reicht.1 Zudem exis-
tieren für die Bezeichnung der einzelnen Typen konkurrierende
Begriffe.2 Auch auf europäischer Ebene ist die Terminologie nicht immer
einheitlich. Daher muss als Voraussetzung für eine effiziente Diskussion
um dieses Thema zunächst eine Klärung der Begrifflichkeiten erfolgen.

1. Selbstkontrolle
Mit Selbstkontrolle wird ein System bezeichnet, das sich auf die Kon-

trolle der Einhaltung vorgegebener Regeln beschränkt.3 Das Regelwerk
selbst, dessen Umsetzung die Selbstkontrollorganisation überwacht,
wird nicht von dieser Organisation, sondern z.B. vom Staat geschaffen.

2. Selbstregulierung
Selbstregulierung meint demgegenüber ein gesellschaftliches

Steuerungssystem, das Regeln erstellt, um bestimmte Ziele zu erreichen
und die Einhaltung dieser Regeln eigenverantwortlich überwacht.
Solche Regeln können z.B. technische oder Qualitätsstandards sein oder
auch Verhaltenskodizes, die ein bestimmtes Verhalten als positiv oder
negativ bewerten. Ein wesentliches Element eines reinen Selbstregulie-
rungmodells ist die Freiwilligkeit der Beteiligung der „Normunterwor-
fenen“ an diesem System. Die Anregung für die Schaffung der Verhal-
tenskodizes geht von den Marktteilnehmern (Unternehmen, Verbänden
etc.) aus. Die Ausarbeitung der Regeln kann durch eine von den Betei-
ligten geschaffene Selbstregulierungsorganisation (idealerweise unter
Einbeziehung anderer interessierter Kreise, z.B. Verbraucher) erfolgen,
die auch die Überwachung der Einhaltung der Verhaltensmaßstäbe
übernimmt und, sofern das Regelwerk Sanktionen vorsieht, diese
verhängt. Da es sich um eine nichtstaatliche Steuerungsform handelt,
können keine hoheitlichen Sanktionen, sondern nur solche des Zivil-
rechts, insbesondere des Verbandsrechts, verhängt werden. Die Verhal-
tenskodizes können weiterhin Regeln zur außergerichtlichen Beilegung

von Streitigkeiten z.B. über die Rechtmäßigkeit von Sanktionen und
zur Organisation entsprechender Beschwerdestellen enthalten. 

3. Co-Regulierung
Insbesondere für dieses Steuerungsmodell gilt das einleitend

Gesagte: Weder herrscht über den Begriff Klarheit, noch wird dadurch
ein bestimmtes, in seinen Koordinaten fest stehendes Steuerung-
modell bezeichnet. „Co-Regulierung“ wird generell als Oberbegriff für
kooperative Steuerungsformen zur Umsetzung hoheitlicher Ziele, in
denen sowohl Elemente der Selbstregulierung als auch Elemente tra-
ditioneller hoheitlicher Regulierung enthalten sind, gebraucht.4

Das Modell der Co-Regulierung setzt ein Selbstregulierungssystem
(im weitesten Sinn) voraus. Dieses wird in hoheitliche Regelungen ein-
gebettet, sei es, dass die hoheitliche Ebene den gesetzlichen Rahmen
für das Selbstregulierungssystem setzt, so dass es überhaupt erst tätig
werden kann, sei es, dass sie ein bestehendes Selbstregulierungssystem
in einen hoheitlichen Rahmen einbindet. Im Rahmen dieser weiten
Definition können je nach Zusammensetzung der hoheitlichen und
gesellschaftlichen Elemente unterschiedliche Typen der Co-Regulierung
entstehen.5 Welche hoheitlichen und gesellschaftlichen „Bausteine“
bei der Erstellung eines Co-Regulierungssystems verwendet werden, ist
insbesondere von dessen Aufgabe abhängig. Soll das Co-Regulierungs-
system eine ursprünglich hoheitliche Aufgabe, z.B. die Gewährleistung
des Jugendschutzes in den Medien, erfüllen, wird ihm zunächst dieses
Ziel von hoheitlicher Seite vorgeben. Bei der Ausarbeitung des rechtli-
chen Rahmens muss die verbleibende Gewährleistungsverantwortung
des Staates für die effektive und effiziente Erfüllung der – hoheitlichen
- Aufgabe berücksichtigt werden. Demnach wird die hoheitliche Ebene
die Tätigkeit der Selbstregulierungsstelle überwachen müssen; auch
ein Eintrittsrecht des Staates für den Fall, dass der Jugendschutz auf-
grund der unzureichenden Tätigkeit der Selbstregulierungseinrichtung
nicht sichergestellt ist, wird unabweisbar sein. In anderen Bereichen,
in denen die hoheitliche Ebene die im Wege der rein gesellschaftlichen
Selbstregulierung der Industrie entstandenen Ergebnisse übernimmt
(z.B. das Vorgehen der EU mit dem Ziel der Implementierung des Multi-
media Home Platform (MHP)-Standards, der für die nächste Generation
von digitalen Set-Top-Boxen festlegt wie interaktive Multimedia-
Anwendungen in Privathaushalten abgespielt werden können), hat das
hoheitliche Element ein völlig anderes Gepräge. Das ursprüngliche Ziel
des auf gesellschaftlicher Ebene erreichten Konsenses wurde durch die
Marktbeteiligten vorgegeben. Mit der Umwandlung bzw. Einfügung in
Rechtsvorschriften durch die hoheitliche Ebene wird nicht nur die Ver-
bindlichkeit der Vereinbarung gestärkt. Zusätzlich kann ihre Anwen-
dung auf nicht an der Konsensbildung beteiligte Parteien ausgedehnt
werden. Da die Vereinbarung aus wirtschaftlichen Gründen von den
Marktteilnehmern getroffen wurde, haben diese ein eigenes, wirt-
schaftliches Interesse an der Einhaltung des Konsenses. Dementspre-
chend geringer kann die Intensität der staatlichen Überwachung sein.

II. Europäische Vorgaben für die Errichtung 
von Co-Regulierungssystemen

1. Allgemein: Co-Regulierung als Steuerungsform innerhalb 
der Europäischen Union
Co-Regulierung ist in den europäischen Verträgen nicht erwähnt.

von Dr. Carmen Palzer
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR), Saarbrücken/ Brüssel
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Die Verträge gehen vielmehr von einem traditionellen hoheitlichen
Regelungskonzept aus. Daher muss zunächst die Frage geklärt werden,
ob Co-Regulierung als Steuerungsmodell aus europäischer Sicht über-
haupt zulässig ist, und falls ja, wie es in den bestehenden Rahmen 
der zur Umsetzung europäischer Politik zur Verfügung stehenden
Steuerungsinstrumente eingebunden werden kann.

1.1. Weissbuch „Europäisches Regieren“
Die Europäische Kommission hat die Reform europäischen Regierens

Anfang 2000 zu einem ihrer strategischen Ziele erklärt und im Sommer
2001 das Weissbuch „Europäisches Regieren“ veröffentlicht.6 Ausge-
hend von der Erkenntnis, dass die derzeitige Form europäischen Regie-
rens nicht nur wegen des bevorstehenden Beitritts neuer Mitgliedstaa-
ten, sondern auch in Anbetracht der schwachen Akzeptanz bei den
europäischen Bürgern an ihre Grenzen stößt, analysiert die Kommission
zunächst die Schwachstellen der derzeitigen Instrumente für die Umset-
zung ihrer Politik und erarbeitet dann Vorschläge für einen Wandel.

Derzeit, so die Kommission, würden die Regeln der Union zuneh-
mend komplizierter, ihre Durchführung in den Mitgliedstaaten erfolge
schleppend.7 Zudem könne die Union in Anbetracht der Dauer des
Rechtsetzungsprozesses nicht rasch genug auf sich ändernde Markt-
situationen reagieren. Verbesserungen dieser Defizite könnten unter
anderem dadurch erzielt werden, dass „unter bestimmten Vorausset-
zungen Durchführungsmaßnahmen im Rahmen der Koregulierung vor-
bereitet werden“.8 Co-Regulierung kombiniere bindende Rechtsset-
zungs- und Regelungstätigkeit mit Maßnahmen der Hauptbeteiligten
unter Nutzung ihrer praktischen Erfahrungen. Die Beteiligung der
Hauptakteure an der Ausarbeitung und Durchsetzung der Maßnahmen
bewirke, dass diese sich stärker mit der betreffenden Politik identifi-
zierten und dass dadurch auch sehr detaillierte, nicht bindende Regeln
eingehalten würden. Die genaue Form der Co-Regulierung, die Art und
Weise, in der rechtlich bindende und außerrechtliche Instrumente
kombiniert werden, und wer die Initiative ergreife (Akteure oder Kom-
mission), sei je nach Sektor unterschiedlich. 

1.2. Mandelkern-Bericht 
Zu ähnlichen Ergebnissen kommt der endgültige Bericht der so

genannten Mandelkern-Gruppe, der die Problematik der Verbesserung
und Vereinfachung der Normsetzung im europäischen und nationalen
Bereich aus dem Blickwinkel der Regierungen der Mitgliedstaaten
betrachtet.9 Die Mandelkern-Gruppe war eine Hochrangige Berater-
gruppe, die aus Vertretern der 15 Mitgliedstaaten und der Kommission
bestand. Sie war von den EU-Ministern für den öffentlichen Dienst und
die Verwaltung mit Beschluss vom 7. November 2000 eingesetzt 
worden, um eine der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von
Lissabon umzusetzen.10

Ausgehend von der Überlegung, dass für die öffentliche Gewalt
(hoheitliche) Regulierung nicht notwendig der beste noch der einzige
Weg für die Lösung der anstehenden Probleme sei, zeigt der Bericht
Alternativen dazu auf. Eine solche Alternative sei Co-Regulierung,11

die hoheitliche Ziele und die Verantwortlichkeit der von der Regulie-
rung Betroffenen besser kombiniere. Co-Regulierung könne in ver-
schiedenen Formen der Kombination von gesetzgebenden bzw. regu-
lierenden Regeln und alternativen Steuerungsformen auftreten. Der
Bericht geht insbesondere auf zwei Ansätze einer Co-Regulierung ein:
einen initial approach und einen bottom to top approach. Bei Ersterem
würden sowohl die allgemeinen Ziele als auch die grundlegenden
Umsetzungsmechanismen und Methoden der Überwachung durch
hoheitliche Regulierung vorgegeben, während den privaten Beteiligten
die detaillierte Umsetzung überlassen bleibe. Bei dem bottom to top
approach würden hingegen die von privaten Partnern ausgehandelten,
nicht zwingenden Regeln von der hoheitlichen Ebene in rechts-
verbindliche Regeln umgewandelt. Gleichermaßen könne die öffent-
liche Gewalt die Nichteinhaltung von auf privater Ebene vereinbarten
Vereinbarungen sanktionieren, ohne diesen Vereinbarungen die Wir-
kung von hoheitlich gesetzten Regeln zu verleihen. 

1.3. Allgemeine Voraussetzungen für die Anerkennung von 
Co-Regulierung als Umsetzung von Gemeinschaftsrecht

Sowohl im Weissbuch als auch im Mandelkern-Bericht werden
Bedingungen genannt, die Co-Regulierungssysteme erfüllen müssen,
damit sie als wirksame Instrumente zur Verwirklichung von Zielen der
Europäischen Union anerkannt werden können.12

• Anwendungsbereich
Co-Regulierung kommt dort nicht in Betracht, wo es um Grund-

rechte oder hochpolitische Entscheidungen geht, oder wo die Sicher-
heit oder die Gleichheit der Bürger auf dem Spiel stehen. Nach Ansicht
der Kommission kann Co-Regulierung auch dann nicht der Durchfüh-
rung der Gemeinschaftspolitik dienen, wenn Vorschriften in allen Mit-
gliedstaaten einheitlich angewandt werden müssen. Weiterhin müsse
sie einen eindeutigen Mehrwert versprechen und allgemeinem Inte-
resse dienen.
• Gesetzlicher Rahmen

In der Gesetzgebung muss ein Rahmen mit Gesamtzielen, grund-
legenden Rechten, Durchsetzungs- und Berufungsvorschriften sowie
Bedingungen für die Überwachung der Rechtsanwendung festgelegt
sein. Der Mandelkern-Bericht formuliert hier, Co-Regulierung bedeute
nicht, dass die Verantwortung für die Regulierung geteilt werde, die
Vorrangstellung der öffentlichen Gewalt bleibe unberührt.
• Co-Regulierungsorganisationen

Die beteiligten Organisationen müssen repräsentativ, rechen-
schaftspflichtig und zuverlässig sein; sie müssen in der Lage sein, sich
in offenen Verfahren an vereinbarte Regeln zu halten.13

• Kontrolle durch die hoheitliche Ebene 
Co-Regulierung, so der Mandelkern-Bericht, bedeutet nicht, dass

die regelsetzende oder gesetzgebende hoheitliche Stelle nicht länger
mit der effektiven Einhaltung der Regeln befasst ist. Vielmehr müssen
entsprechende Überwachungsmechanismen aufgestellt werden. Die
Kommission präzisiert, dort, wo die Co-Regulierung nicht die
gewünschten Ergebnisse zeitigt oder private Akteure sich nicht an die
vereinbarten Regeln halten, sollten die Behörden die Möglichkeit
haben, die erforderlichen Regeln zu erlassen. 
• Wettbewerbsrecht

Die Kommission fordert zusätzlich, dass die sich im Rahmen eines
Co-Regulierungskonzeptes ergebende Zusammenarbeit der Marktbetei-
ligten mit dem Wettbewerbsrecht vereinbar sein müsse.
• Transparenz

Zudem müssen, so die Kommission, die vereinbarten Regeln hin-
reichend sichtbar sein, damit sich die Menschen der geltenden Regeln
und ihrer Rechte bewusst sind.

Co-Regulierung wird demnach grundsätzlich als Instrument zur
Umsetzung politischer Ziele auf europäischer Ebene sowohl seitens der
Kommission als auch seitens der Regierungen der Mitgliedstaaten
anerkannt; der Europäische Rat von Laeken hat sowohl das Weissbuch
der Kommission als auch die Arbeiten der Mandelkern-Gruppe aus-
drücklich gewürdigt.14 Einer Prüfung bedarf jedoch noch die Frage, ob
dies auch für die Bereiche gilt, die die EU mittels Richtlinien reguliert
hat, ob also Co-Regulierungssysteme als Durchführungsmaßnahmen
auf innerstaatlicher Ebene zulässig sind, oder ob die Umsetzung der
Richtlinienbestimmungen in vollem Umfang mit zwingenden, hoheit-
lich gesetzten Regeln erfolgen muss.

1.4. Co-Regulierungssysteme als Umsetzungmaßnahmen 
in von Richtlinien geregelten Bereichen?

Die Anerkennung von Co-Regulierungsmodellen als Umsetzungs-
maßnahmen dürfte wenig problematisch sein, wo in den Richtlinien
Co-Regulierungsmodelle als Instrumente für die Umsetzung der
Bestimmungen genannt werden15 und wenn die in Frage stehenden 
Co-Regulierungsmodelle zusätzlich die oben (1.3.) dargestellten Kri-
terien erfüllen.

In anderen Fällen, wenn Richtlinien keine entsprechenden Hin-
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weise auf Co-Regulierungssysteme enthalten, wird man auf die allge-
meinen Anforderungen an die Umsetzung von Richtlinien zurückgrei-
fen müssen. Grundsätzlich müssen Richtlinienbestimmungen von den
Mitgliedstaaten nicht notwendig förmlich und wörtlich in einer aus-
drücklichen, besonderen Gesetzesvorschrift wiedergegeben werden. Je
nach Inhalt der Richtlinie kann ein allgemeiner rechtlicher Rahmen
genügen, wenn er tatsächlich die vollständige Anwendung der Richt-
linie in so klarer und bestimmter Weise gewährleistet, dass – soweit
die Richtlinie Ansprüche von Einzelnen begründen soll - die Begüns-
tigten in der Lage sind, von allen ihren Rechten Kenntnis zu erlangen
und diese gegebenenfalls vor den nationalen Gerichten geltend zu
machen.16 Es bedarf also eines eindeutigen gesetzlichen Rahmens.
Eine Anpassung der Verwaltungspraxis17 oder ein Rundschreiben18 rei-
chen nicht aus, weil sie jederzeit geändert werden können. Normkon-
kretisierende Verwaltungsvorschriften genügen nur, wenn sie Außen-
wirkung haben.19 Auch die übrigen Anforderungen, die die
Umsetzungsvorschriften erfüllen müssen, hängen von dem Inhalt der
Richtlinie ab: Ordnet diese z.B. Sanktionen für den Fall des Verstoßes
gegen eine Richtlinienbestimmung an, so müssen diese wirksam,
verhältnismäßig und abschreckend sein.20

Co-Regulierungsmodelle könnten zulässige Umsetzungsmaßnah-
men sein, wenn sie die genannten Bedingungen erfüllen. Grundsätz-
lich ist dies möglich, da Co-Regulierungssysteme immer mit einem
gesetzlichen Rahmen verknüpft sind, durch den, zusammen mit den
übrigen Regeln, die ordnungsgemäße Anwendung der Richtlinie
gewährleistet werden kann. Im Einzelnen werden die jeweiligen Richt-
linienbestimmungen maßgeblichen Einfluss auf die Ausgestaltung des
Systems im Übrigen nehmen, ob z.B. die Rechte Einzelner in dem
rechtlichen Rahmen verankert werden müssen, oder ob in anderer
Weise der geforderten Transparenz und Einklagbarkeit Genüge getan
werden kann. Sind zur effektiven Umsetzung der Richtlinie Pflichten
Einzelner notwendig, so wird man ebenfalls erwägen müssen, diese in
den rechtlichen Rahmen aufzunehmen, um so mit hoheitlichen Sank-
tionen ihre Einhaltung zu gewährleisten. Zusätzlich sollten die Krite-
rien erfüllt sein, die die Kommission als Voraussetzung für die Aner-
kennung von Co-Regulierungssystemen als ordnungsgemäße
Durchführungsmaßnahme nennt (siehe oben, 1.3). Weitere Anforde-
rungen an die Ausgestaltung des Co-Regulierungssystems können sich
aus der jeweiligen, umzusetzenden Richtlinienbestimmung ergeben. 

2. Europäische Vorgaben für die Errichtung von 
Co-Regulierungsmodellen in den audiovisuellen Medien
Allgemein wird die Ausgestaltung des Co-Regulierungsmodelles im

konkreten Fall auch wesentlich von dem Bereich, in dem die politi-
schen Zielvorgaben umgesetzt werden sollen, abhängen und entspre-
chend in den Einzelheiten stark differieren. Dies soll an zwei Refe-
renzgebieten dargestellt werden: Co-Regulierung des Jugendschutzes
im Bereich des Fernsehens als Beispiel für die innerstaatliche Umset-
zung von bindenden Regelungen und Jugendschutz in den audiovi-
suellen Diensten als Beispiel für Co-Regulierung in einem Bereich, in
dem sowohl die EU als auch der Europarat mit nichtbindenden Regeln,
sog. Softlaw, operieren.

2.1. Jugendschutz im Bereich des Fernsehens
Rahmenregelungen zum Jugendschutz im Fernsehen existieren

zunächst innerhalb der Europäischen Union.21 Für einen geographisch
weiträumigeren Bereich können die Abkommen des Europarats Geltung
erlangen.22

2.1.1. Europäische Union
Für den Jugendschutz im Fernsehen sind die Regelungen der Richt-

linie „Fernsehen ohne Grenzen“23 maßgeblich, deren Ziel die Gewähr-
leistung des freien, grenzüberschreitenden Verkehrs von Fernsehsen-
dungen im Binnenmarkt ist. Der Empfang und die Weiterverbreitung
von Sendungen aus anderen Mitgliedstaaten, die den Vorschriften des
Sendestaats und der Richtlinie entsprechen, dürfen von den Empfän-

gerstaaten nicht behindert werden (Art. 2a Abs. 1). Der Sendestaat
muss freilich dafür sorgen, dass diese Regelungen eingehalten werden
(Art. 2 Abs. 1, 3 Abs. 2). Bestimmungen zum Jugendschutz sind in Art+.
22 ff und Art. 16 enthalten. Nach Art. 22 Abs. 1 sind die Mitgliedstaa-
ten verpflichtet, angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um zu
gewährleisten, dass Sendungen von Veranstaltern, die ihrer Rechts-
hoheit unterworfen sind, keinerlei Programme enthalten, die Minder-
jährige in ihrer Entwicklung ernsthaft beeinträchtigen können, insbe-
sondere solche, die Pornografie oder grundlose Gewalttätigkeiten
enthalten. Andere jugendgefährdende Programme können nach Art. 22
Abs. 2 gesendet werden, wenn durch die Wahl der Sendezeit oder durch
sonstige technische Maßnahmen gewährleistet wird, dass diese Sen-
dungen von Jugendlichen üblicherweise nicht wahrgenommen werden.
Nach Art. 22a tragen die Mitgliedstaaten Sorge dafür, dass Sendungen
nicht zu Hass aufgrund von Rasse, Geschlecht, Religion oder Nationa-
lität aufstacheln. Art. 16 enthält schließlich Vorschriften zum Schutz
Minderjähriger in Zusammenhang mit Werbung und Teleshopping.

Hinweise auf Co-Regulierungssysteme als Instrumente für die
Umsetzung dieser Richtlinienbestimmungen gibt es derzeit nicht. Die
Aufnahme entsprechender Regelungen wurde zwar im Vorfeld der
angekündigten Revision der Fernsehrichtlinie24 gefordert, ob es in
nächster Zeit aber überhaupt zu einer Revision kommt und in welchem
Umfang, ist derzeit fraglich.25 Werden die allgemeinen Voraussetzun-
gen für die Umsetzung von Richtlinien eingehalten (vgl. 1.4.), und
sind auch die Kriterien, die die Kommission als Voraussetzung für die
Anerkennung der ordnungsgemäßen Durchführung von Gemein-
schaftsrecht nennt (vgl. 1.3), erfüllt, so könnte auch in diesem
Bereich die Umsetzung von gemeinschaftsrechtlichen Zielen mittels
Co-Regulierung möglich sein. Wie ein solches Co-Regulierungssystem
im Detail aussehen müsste, kann im Rahmen dieses Beitrags nicht
vollständig geprüft werden, es sollen lediglich einige zentrale Aspekte
hervorgehoben werden: Bei der Errichtung des Co-Regulierungssystems
wird man insbesondere darauf achten müssen, dass die von der Richt-
linie vorgegebenen Ziele – z.B. das Verbot der Sendung von Pornogra-
fie – durch die Regelungen im innerstaatlichen Recht effektiv erreicht
werden. Die entsprechenden Pflichten für Fernsehveranstalter müssen
bindend sein; ihre Einhaltung sollte mit dem Druck staatlicher Sank-
tionen gewährleistet werden. Dies gilt auch für die übrigen Ge- und
Verbote der Richtlinie: Sie müssen, ebenso wie Sanktionen für den Fall
ihrer Nichtbeachtung, in dem gesetzlichen Rahmen verankert werden.
Da es sich um einen grundrechtsrelevanten Bereich handelt, ist
weiterhin darauf zu achten, dass die Gewährleistung der betroffenen
Grundrechte hoheitlich garantiert ist. Der Einsatz von Co-Regulierung
als Steuerungsinstrument darf nicht dazu führen, dass Einzelne in
der Wahrnehmung ihrer Grundrechte unzulässig beschränkt werden.
Die Umsetzung im Einzelnen kann demgegenüber den gesellschaftlich
organisierten Co-Regulierungsorganisationen überlassen werden. Auch
die Überwachung der Einhaltung der Regeln wird der gesellschaft-
lichen Ebene übertragen werden können, wenn der Staat, der die
Letztverantwortung für die Einhaltung der Bestimmungen trägt, sich
ein Eintrittsrecht für den Fall der unzureichenden Überwachung durch
die Co-Regulierungsorganisation vorbehält. 

Ein weiterer Aspekt, den man bei der Errichtung eines Co-Regulie-
rungssystems berücksichtigen sollte, ist die Regelung in Art. 3 Abs. 3
der Fernsehrichtlinie: Danach müssen die Mitgliedstaaten geeignete
Verfahren bereit stellen, damit sich direkt betroffene Dritte, ein-
schließlich Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten, an die zuständi-
gen Justizbehörden oder sonstige Stellen wenden können, um die
tatsächliche Einhaltung der Richtlinienbestimmungen gemäß den ein-
zelstaatlichen Vorschriften zu erwirken. Gehören nun zu diesen Vor-
schriften auch Verhaltenskodizes und andere Regeln eines Co-Regulie-
rungssystems, so ist zu diskutieren, ob eine Beschwerdestelle innerhalb
des Co-Regulierungssystems, an die sich Betroffene z.B. im Fall von Ver-
letzungen des Verhaltenskodizes wenden können, eine sonstige Stelle
im Sinne des Art. 3 Abs. 3 sein könnte. Entsprechend Art. 3 Abs. 3
müsste die Beschwerdebefugnis dann allen EG-Bürgern offen stehen.
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Der Wortlaut des Art. 3 Abs. 3 spricht eher dafür, dass mit sonstigen
Stellen sonstige öffentliche Stellen gemeint sein könnten. Andererseits
könnte man die Vorschrift “co-regulierungsfreundlich“ auslegen.26

Sollte dies nicht möglich sein, müsste Art. 3 Abs. 3 wohl überarbeitet
und an eine Umsetzung mittels Co-Regulierung angepasst werden.

2.1.2. Europarat
Außerhalb der Grenzen der EU können für den Jugendschutz im

Fernsehen die Vorschriften des Europäischen Übereinkommens über
grenzüberschreitendes Fernsehen (Fernsehübereinkommen)27 zur
Anwendung kommen. Zweck des Übereinkommens ist gemäß Art. 1 die
Erleichterung der grenzüberschreitenden Verbreitung und Weiterver-
breitung von Fernsehprogrammen. Daher verpflichten sich die Vertrags-
parteien in Art. 4, die Freiheit des Empfangs zu gewährleisten und die
Weiterverbreitung von Programmen, die den Bestimmungen des Fern-
sehübereinkommens entsprechen, in ihrem Hoheitsgebiet nicht einzu-
schränken. Sie sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass alle Programme,
die durch Rundfunkveranstalter unter ihrer Rechtshoheit verbreitet
werden, diesen Bestimmungen entsprechen (Art. 5). Regelungen in
Bezug auf für Minderjährige schädliche und illegale Inhalte enthält das
Fernsehübereinkommen in Art. 7: Nach Abs. 2 dürfen jugendgefähr-
dende Sendungen nicht verbreitet werden, wenn anzunehmen ist, dass
sie aufgrund der Sende- und Empfangszeit von Kindern oder Jugendli-
chen gesehen werden. Art. 7 Abs. 1 verbietet die Sendung von Inhal-
ten, die unsittlich sind, namentlich Pornografie enthalten, oder die
Gewalt unangemessen herausstellen und zum Rassenhass aufstacheln.
Andere Regelungen, die den Schutz von Jugendlichen bezwecken, sind
z.B. in Art. 11 Abs. 3 und Art. 15 Abs. 2 a) in Bezug auf Werbung enthal-
ten. Da zwischen Mitgliedstaaten der EU primär Gemeinschaftsrecht gilt
(Art. 27 des Fernsehübereinkommens), demnach die Fernsehrichtlinie
zur Anwendung kommt, hat das Fernsehübereinkommen vor allem dann
Bedeutung, wenn es zu einem bestimmten Regelungsgegenstand keine
Gemeinschaftsvorschriften gibt, oder wenn entweder der Sender- oder
Empfängerstaat nicht Mitglied der Europäischen Union ist.

Soll in diesem Fall der Jugendschutz im Fernsehen mit Co-Regulie-
rungssystemen umgesetzt werden, so kann dies nur unter Berücksich-
tigung der völkerrechtlichen Verbindlichkeit des Fernsehübereinkom-
mens geschehen. Die Vertragsparteien müssen die dort eingegangenen
Verpflichtungen erfüllen. Die Wahl der innerstaatlichen Mittel zur Erfül-
lung des Fernsehübereinkommens bleibt dabei jedem Staat überlassen;
er ist jedoch gegenüber den anderen Vertragsparteien verantwortlich
dafür, dass die Jugendschutzbestimmungen des Fernsehübereinkom-
mens effektiv angewandt werden.28 Auch hier wird es daher ratsam
sein, die sich aus dem Fernsehübereinkommen ergebenden Pflichten der
Veranstalter in den gesetzlichen Rahmen einzufügen und ihre Einhal-
tung mit hoheitlichen Sanktionen zu gewährleisten, während die
Durchführung im Einzelnen an Selbstregulierungsorganisationen inner-
halb eines Co-Regulierungssystems übertragen werden könnte.

2.2. Audiovisuelle Dienste 

2.2.1. Europäische Union
Auch im Bereich der audiovisuellen Dienste und des Internet

bemüht sich die EU intensiv, wenn auch nicht mit bindenden Rechts-
instrumenten, um den Jugendschutz. Kern der Maßnahmen ist eine
Empfehlung des Rates vom 24. September 1998, die sich mit dem
Jugendschutz und dem Schutz der Menschenwürde in den audiovi-
suellen Diensten und Informationsdiensten befasst und in ihrem
Anhang Leitlinien für die Errichtung von „Selbstkontrollsystemen“
gibt.29 Die Empfehlung bezieht sich auf alle audiovisuellen Dienste
und Informationsdienste, die der Öffentlichkeit zugänglich gemacht
werden – unabhängig von der Übertragungsart. Gemeint sind z.B.
Rundsendedienste, proprietäre Online-Dienste und Internetdienste.30

Unter anderem empfiehlt der Rat den Mitgliedstaaten, die Schaffung
einzelstaatlicher Systeme für den Jugendschutz und den Schutz der
Menschenwürde unter Einbeziehung aller Beteiligten zu fördern.31 Er

weist weiterhin ausdrücklich auf die Notwendigkeit der Zusammen-
arbeit auf Gemeinschaftsebene bei der Entwicklung vergleichbarer
Bewertungsmethoden und einer grenzüberschreitenden, gemein-
schaftsweiten Kooperation der an einem solchen System Beteiligten
hin.32 Zu den Beteiligten gehören sowohl (staatliche) Stellen, die mit
der Einrichtung und Umsetzung der Selbstkontrollsysteme befasst
sind, als auch Selbstkontrolleinrichtungen und Beschwerdestellen, bis
hin zu Unternehmen und ihrer Verbände. 

Konkrete Anforderungen an die Ausgestaltung der geforderten
„Selbstkontrollsysteme“,33 insbesondere an den Inhalt der Verhaltens-
kodizes, sind im Anhang der Empfehlung enthalten: 

• Rechtlicher Rahmen
Hauptzweck der Selbstkontrollsysteme sei die Ergänzung der gel-

tenden Rechtsvorschriften,34 Selbstkontrollsysteme ersetzten daher
nicht rechtliche Rahmenregelungen.
• Konsultation und Repräsentativität der Beteiligten

Alle Beteiligten, z.B. Behörden, Benutzer, Verbraucher und
Unternehmen sollten uneingeschränkt an der Festlegung, Umset-
zung und Bewertung des nationalen „Selbstkontrollsystems“ mit-
wirken.35

• Trennung der hoheitlichen und der privaten Ebene
Die jeweiligen Verantwortlichkeiten der Beteiligten des privaten

und des öffentlichen Sektors sollten eindeutig festgelegt werden.36

• Erstellung von Verhaltenskodizes
Die Beteiligten sollten auf freiwilliger Basis Regeln für ihr Verhal-

ten aufstellen. Dabei sollten die Vielfalt der von den verschiedenen
Kategorien von Betreibern und Anbietern erbrachten Dienste und
Funktionen und die unterschiedlichen Betriebsumgebungen und
Anwendungen bei Online-Diensten berücksichtigt werden, so dass
möglicherweise mehrere Verhaltenskodizes erstellt werden müssen.
Die Grundsätze der Meinungsfreiheit, des Schutzes der Privatsphäre
sowie des freien Dienstleistungsverkehrs, der technischen und wirt-
schaftlichen Machbarkeit mit Blick auf das übergeordnete Ziel der Ent-
wicklung der Informationsgesellschaft in Europa und der Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz müssten beachtet werden. Mindestinhalt der
Verhaltenskodizes sollte sein:

• Umfassende Informationen der Benutzer über die von dem jewei-
ligen Inhalt ausgehenden Gefahren und über die Instrumente, mit
denen sie sich bzw. Minderjährige schützen können;37

• Regeln zur Einrichtung von Beschwerdestellen und über das zu
befolgende Beschwerdeverfahren;38

• Abschreckende, der Art der Verstöße angemessene Sanktionen
für Verstöße gegen die Verhaltenskodizes;39

• Regeln über Rechtsmittel- und Schiedsverfahren für Streitigkei-
ten über verhängte Sanktionen;40

• Für illegale Inhalte: Regeln für die Verfahren der Zusammenarbeit
der Betreiber und Anbieter mit den zuständigen Justiz- und Poli-
zeibehörden entsprechend ihren jeweiligen Verantwortlichkeiten
und Funktionen.

• Vernetzung der zuständigen Einrichtungen
Die zuständigen Einrichtungen in den Mitgliedstaaten sollten ver-

netzt werden, um die erforderliche Zusammenarbeit auf Gemein-
schaftsebene zu erleichtern. Zu diesem Zweck sollten alle an der Ent-
wicklung eines nationalen „Selbstkontrollsystems“ Beteiligten und
alle Mitwirkenden an einem effizienten Beschwerdesystem jeweils eine
Kontaktstelle auf nationaler Ebene einrichten.41

• Überwachung der Funktionsfähigkeit des Systems 
durch die Mitgliedstaaten

Es sollten Instrumente für eine auf einzelstaatlicher Ebene durch-
zuführende Bewertung des „Selbstkontrollsystems“ vorgesehen wer-
den.42 Sie sollte dazu dienen, die Wirksamkeit des Systems in Bezug
auf den Schutz der in Frage stehenden allgemeinen Belange zu über-
prüfen. Hierbei soll einer angemessenen europäischen Zusammen-
arbeit, unter anderem bei der Entwicklung vergleichbarer Berwer-
tungssysteme, Rechnung getragen werden.
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Anfang des Jahres hat die Kommission ihren Evaluierungsbericht über
die Auswirkungen der Empfehlung vorgelegt.43 Darin kommt sie unter
anderem zu dem Schluss, dass die Ergebnisse der Umsetzung der Emp-
fehlung insgesamt ermutigend seien, dass aber eine verstärkte Einbe-
ziehung bestimmter Beteiligter, insbesondere der Verbraucher, wün-
schenswert sei und „dass die Herausforderungen in Bezug auf den
Jugendschutz und den Schutz der Menschenwürde bei allen Medien be-
stehen: im Internet, bei den Rundsendediensten, bei Videospielen und
bei Trägermedien wie z.B. Videokassetten und DVDs“. Insbesondere ange-
sichts der Tatsache, dass die „Konvergenz durch Internetfernsehen, inter-
aktive Rundsendedienste und Angebote zum Laden von Videospielen aus
dem Internet“ weiter zunehmen werde, müssten im Interesse eines 
kohärenten Ansatzes weitere Anstrengungen unternommen werden. 

Ergänzend wirken die Maßnahmen der EU in Bezug auf illegale und
schädliche Inhalte im Internet. Zu nennen ist insbesondere der
Aktionsplan zur Förderung einer sicheren Internet-Nutzung,44 der
finanzielle Mittel zur Unterstützung von Projekten zur Förderung der
Selbstkontrolle und von Überwachungssystemen für Inhalte, zur Ent-
wicklung von Bewertungs- und Filtersystemen und Kampagnen zur
Sensibilisierung der Nutzer für die Möglichkeiten und Gefahren des
Internet bereit stellt.

2.2.2. Europarat
Auch der Europarat thematisiert den Jugendschutz in den audiovi-

suellen Diensten. Am 5. September 2001 nahm er eine Empfehlung zur
Förderung der Selbstregulierung und des Schutzes der Nutzer gegen
illegale oder schädigende Inhalte in den neuen Kommunikations- und
Informationsdiensten45 an. Im Anhang46 dieser Empfehlung stellt er
Grundsätze und Mechanismen zur Realisierung dieses Zieles auf. Die
Mitgliedstaaten werden aufgefordert, diese Grundsätze, die im Folgen-
den dargestellt werden, in ihrem innerstaatlichen Recht umzusetzen.47

• Selbstregulierungsorganisationen
• Die Mitgliedstaaten sollten die Gründung von Organisationen, die

die Internetakteure repräsentieren, z.B. Internet Service Provi-
ders, Content Providers und Nutzer, fördern, und diese Organisa-
tionen ermutigen, in ihrem Bereich Regulierungsmechanismen,
insbesondere Verhaltenskodizes, zu erstellen und die Überwa-
chung der Einhaltung der Verhaltenskodizes sicherzustellen.

• Organisationen im Medienumfeld, die bereits über Selbstregulie-
rungsstandards verfügen, sollten ermutigt werden, diese auch auf
neue Kommunikations- und Informationsdienste anzuwenden.

• Die Beteiligung der Selbstregulierungsorganisationen an der rele-
vanten Rechtsetzung und bei der Umsetzung der Normen sollte
ebenso wie die europaweite und internationale Zusammenarbeit
der Selbstregulierungsorganisationen gefördert werden.

• Entwicklung und Anwendung von Systemen 
zur Beschreibung von Inhalten

• Die Mitgliedstaaten sollten die Definition von Inhaltsbeschrei-
bungen fördern und zwar im weitestmöglichen geografischen
Umfang und in Zusammenarbeit mit den Selbstregulierungsorga-
nisationen, um die neutrale Kennzeichnung von Inhalten zu
ermöglichen. Diese Kriterien sollten z.B. Inhalte kennzeichnen,
die Pornografie, Gewalt, Glücksspiele oder Werbung für Alkohol
und Tabak enthalten oder die unbeobachteten und anonymen
Kontakt zu Minderjährigen ermöglichen.

• Content-Provider sollten ermutigt werden, diese Inhaltsbeschrei-
bungen zu verwenden, so dass Nutzer sie erkennen und solche
Inhalte unabhängig von ihrer Herkunft filtern können.

• Filtersysteme 
• Die Entwicklung von Filtersystemen die von den Nutzern auf frei-

williger Basis angewandt werden können, um Inhalte auf der
Basis von Bewertungssystemen auszuwählen, sollte gefördert
werden.

• Inhalte- und Diensteanbieter sollten ermutigt werden, Zugangs-
kontrollinstrumente in Bezug auf jugendgefährdende Inhalte
anzuwenden, so z.B. Alterskontrollsysteme, persönliche Identifi-
kationscodes, Passwörter, Verschlüsselungssysteme oder Karten
mit einem elektronischen Code. 

• Beschwerdesysteme
• Die Mitgliedstaaten sollten die Errichtung von Beschwerdesyste-

men fördern, wie Hotlines, die von Internet-Service-Providers,
Content Providers, Nutzer- oder sonstigen Organisationen angebo-
ten werden. Sofern es für einen adäquaten Schutz gegen mut-
maßlich illegalen Inhalt notwendig ist, sollten diese Systeme
ergänzt werden durch eine von einer öffentlichen Stelle betrie-
bene Hotline. Dabei sollte insbesondere die Entwicklung gemein-
samer Mindestanforderungen und Praktiken gefördert werden.
Solche Anforderungen seien etwa: eine ständige Netzadresse, 
24-stündige Erreichbarkeit, Information der Öffentlichkeit 
über die rechtlich verantwortlichen Personen und Einheiten 
bei dem Anbieter der Hotline, sowie über die Regeln und Prakti-
ken des Beschwerdeverfahrens, inklusive die Zusammenarbeit mit
Strafverfolgungsbehörden in Bezug auf mutmaßlich illegalen
Inhalt, Information der Beschwerdeführer über den Stand der
Bearbeitung ihrer Beschwerde und Links zu anderen Beschwerde-
systemen.

• Weiterhin sollten die Mitgliedstaaten eine Rahmenregelung für
die Kooperation zwischen Beschwerdestellen und öffentlichen
Stellen auf nationaler Ebene in Bezug auf vermuteten illegalen
Inhalt errichten und zu diesem Zweck die rechtlichen Verant-
wortlichkeiten und Privilegien der Träger der Beschwerdesysteme
in Bezug auf das Erhalten, Kopieren, Sammeln und Weiterleiten
von vermuteten illegalen Inhalten an die Strafverfolgungsbehör-
den festlegen. Auch die europaweite und internationale Zusam-
menarbeit der Träger der Beschwerdesysteme sollte gefördert wer-
den. Zusätzlich sollten die Mitgliedstaaten alle notwendigen
gesetzlichen und verwaltungsrechtlichen Maßnahmen ergreifen,
um die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Strafverfol-
gungsbehörden im Hinblick auf Beschwerden und Untersuchun-
gen über vermutete illegale Inhalte zu gewährleisten.

• Außergerichtliche Streitbeilegung
Die Entwicklung von freiwilligen, fairen, unabhängigen, erreichba-

ren und effektiven Institutionen und Verfahren der außergerichtlichen
Streitbeilegung in Bezug auf inhaltsbezogene Angelegenheiten sollten
ebenso wie Schiedsverfahren auf nationaler Ebene gefördert werden.
Auch die europaweite und internationale Zusammenarbeit zwischen
den Mediations- und Schiedsstellen sollte unterstützt werden, und ein
offener Zugang für jeden, unabhängig von Grenzen sowie – unter
gebührender Beachtung des nationalen ordre public und der 
fundamentalen Verfahrensrechte – die gegenseitige Anerkennung und
Durchsetzung der getroffenen Entscheidungen sollte ermöglicht wer-
den.

• Information der Öffentlichkeit 
Schließlich sollten die Mitgliedstaaten umfassende Informationen

der Nutzer und der Öffentlichkeit über die vorgenannten Grundsätze
anregen. Auch die Entwicklung von Qualitätslabels für Internet
Inhalte, z.B. für Regierungsinhalte, Erziehungsinhalte, oder Inhalte,
die für Kinder geeignet sind, sollte gefördert werden. 

2.2.3. Anwendung und Umsetzung der Empfehlungen
Diese Empfehlungen des Rates der EU bzw. des Europarats entfal-

ten keine unmittelbaren Rechtswirkungen im dem Sinn, dass den Mit-
gliedstaaten die bindende Verpflichtung obliegen würde, die darin
enthaltenen Regeln in ihr innerstaatliches Recht einzufügen.48

Gleichwohl werden die Mitgliedstaaten der EU aus dem Grundsatz der
Gemeinschaftstreue (Art. 10 EGV) für verpflichtet gehalten, die Emp-
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fehlungen des Rates ihrem Handeln zugrunde zu legen.49 Auch die
Empfehlungen des Europarates zielen durchaus darauf ab, die Mit-
gliedstaaten zu einem bestimmten Verhalten zu veranlassen.
Unabhängig von der Bindungswirkung der Empfehlungen ist es für die
Gewährleistung eines effizienten Jugendschutzes in den einzelnen
Staaten in einem grenzüberschreitenden Medium wie dem Internet
jedoch notwendig, über die Staatsgrenzen hinaus geltende gemein-
same Standards zu schaffen. Daher ist es sinnvoll, bei der Schaffung
oder Überarbeitung innerstaatlicher Modelle zum Jugendschutz im
Internet diese Vorgaben, soweit als möglich vereinbar mit den jeweili-
gen Rechtssystemen und Gepflogenheiten, einzubeziehen.

III. Offene Fragen

Nach dem Vorstehenden sind für die Errichtung von Co-Regulie-
rungssystemen zur Gewährleistung des Jugendschutzes in den audio-
visuellen Medien bereits detaillierte Rahmenbedingungen sowohl im
Bereich der europäischen Gemeinschaft als auch im weiträumigeren
Gebiet des Europarats vorgegeben. 

Gleichwohl stellen sich bei der Realisierung von Co-Regulierungs-
modellen weitere Fragen, so z.B. wie eng die Vorgabendichte des ein-
zelstaatlichen Rechts beschaffen sein muss – und darf. Co-Regulie-
rungsmodelle können sowohl in Richtung hoheitliche Regulierung
tendieren als auch zu gesellschaftlicher Selbstregulierung. Daher stellt
sich die Frage: Welche Elemente der traditionellen imperativen Steue-
rung müssen in dem Co-Regulierungssystem enthalten sein, damit es
effizient arbeitet? Andererseits: In welchem Umfang dürfen hoheit-
liche Elemente involviert sein, ohne dem System seine Eigenart als Co-
Regulierung zu nehmen, d.h. ab welchem Punkt beginnt die staatliche
Regulierung?

Weiterhin ist ungeklärt, wie die Selbstregulierungsstellen innerhalb
des Co-Regulierungssystems besetzt werden sollen und wer die Betrof-
fenen beruft. Denkbar wäre, sie nur mit Vertretern der betroffenen
Kreise, z.B. der Unternehmen oder der Verbraucher, zu besetzen; man
könnte aber auch an eine Entsendung von Vertretern des Staates oder
an eine Mitwirkung unabhängiger Fachleute denken. Auch eine Ent-
sendung “unabhängiger“ staatlicher Vertreter, denen für diese Tätig-
keit Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit zugesichert wird, kann dis-
kutiert werden. Eng mit der Besetzung verknüpft ist die Frage, ob die
eventuell beteiligten Vertreter der hoheitlichen Ebene überhaupt ein
Stimmrecht, ein entscheidendes Stimmrecht (z.B. ein Vetorecht) oder
nur eine beratende Stimme haben sollen und dürfen. Eine Lösung
könnte aus der Forderung der Trennung der hoheitlichen und der
gesellschaftlichen Ebene entwickelt werden: Beide Formen der gesell-
schaftlichen Steuerung sollten nicht vermischt werden. Aus dem Tren-
nungsgebot50 folgt, dass klar erkennbar sein muss, welche Ebene für
die jeweilige Entscheidung verantwortlich ist: der Staat oder die
Selbstregulierungsorganisation. Damit wird eine beratende oder beo-
bachtende Stimme eines Vertreters der öffentlichen Gewalt in dem
Selbstregulierungsgremium kaum schädlich sein. Kann die hoheitliche
Ebene aber das Handeln der Selbstregulierungsorganisation entschei-

1) So wird z.B. der Begriff „Selbstregulierung“ auch für die Regulierung des Marktes
über Angebot und Nachfrage verwendet: Hoffmann-Riem/Schulz/Held, Konver-
genz und Regulierung, Baden-aBaden 2000, S. 50; Schulz/Held, Regulierte Selbst-
Regulierung als Form modernen Regierens, Gutachten, Zwischenbericht, Oktober
2001, S. A-2 mwN.

2) In der deutschen Verwaltungsrechtswissenschaft wird z.B. das in diesem Beitrag
mit Co-Regulierung bezeichnete Modell als „regulierte Selbstregulierung“ betitelt,
die europäischen Institutionen verwenden den Begriff „Co-Regulation“ bzw.
„Koregulierung“.

3) Ukrow, Die Selbstkontrolle im Medienbereich in Europa, München, Berlin 2000, S. 22.
4) Weissbuch „Europäisches Regieren“, Fn. 6, S. 27; sehr weit die Definition im Man-

delkern-Bericht, Fn. 9, S. 15: “... combining legislative or regulatory rules and
alternatives to regulation“. 

5) Die Definition der Co-Regulierung ist bewusst so weit gewählt, um die verschie-
denen Formen der Co-Regulierung zu erfassen, die in Anbetracht der unter-
schiedlichen gesetzlichen Vorgaben und auch Traditionen in den einzelnen Staa-
ten der Umsetzung von politischen Zielen dienen oder dienen könnten.

6) Weissbuch „Europäisches Regieren“ vom 25. Juli 2001, KOM (2001) 428 endg. (im
Folgenden: Weissbuch), abrufbar unter
http://europa.eu.int/comm/off/white/index_de.htm

7) Von 83 Binnenmarktrichtlinien, die im Jahr 2000 umzusetzen waren, waren im
Sommer 2001 erst 5 in allen Mitgliedstaaten umgesetzt, Weissbuch, S. 25.

8) Weissbuch, S. 27.
9) Endgültiger Bericht der Mandelkern-Gruppe für bessere Regulierung vom 13.

November 2001, (im Folgenden: Mandelkern-Bericht), abrufbar z.B. unter
http://www.csl.gov.pt/docs/groupfinal.pdf

dend beeinflussen, so muss die Identität des Systems neu überdacht
werden: Handelt es sich noch um ein Co-Regulierungssystem? Oder
liegt ein staatliches System vor, dass sich lediglich privater Sachkom-
petenz bedient?

Auch die Schlussfolgerungen der Kommission in ihrem Evaluie-
rungsbericht über die Auswirkungen der Empfehlung des Rates zum
Jugendschutz und zum Schutz der Menschenwürde51 werfen weitere
Fragen auf: Wie soll der kohärente Ansatz, der durch die konvergente
Entwicklung bedingt ist, aussehen? Sollten alle Medien in ein Co-
Regulierungssystem einbezogen werden? Oder sollten verschiedene
Systeme errichtet und die Kohärenz der Entscheidungen über eine Ver-
netzung herbeigeführt werden? Anhaltspunkte für die Beantwortung
dieser Fragen könnten sich aus den Überlegungen, die die Kohärenz
des Ansatzes notwendig erscheinen ließen, ergeben: Gleiche Inhalte
können in Folge der Konvergenz auf verschiedenen technischen Wegen
zu den Rezipienten gelangen. Und gleiche Inhalte sollten gleich
bewertet werden. Ein Inhalt, der z.B. Pornografie enthält und als Fern-
sehsendung illegal ist, ist bei einer Übertragung über das Internet an
den Computerbildschirm ebenso illegal. Es könnte daher sinnvoll sein,
eine zentrale, medienübergreifende Instanz zu bilden, die die Inhalte
anhand deskriptiver Kriterien bewertet.52 Die Entscheidung, wie die
Verbreitung dieser Inhalte gestoppt oder eingeschränkt werden kann,
kann dann je nach Medium unterschiedlich sein und verschiedenen Co-
Regulierungsstellen überlassen werden. Zudem gilt es zu beachten,
dass in einigen Staaten bereits Selbstregulierungssysteme für ver-
schiedene Medien bestehen,53 auf deren Erfahrungen man aufbauen
sollte und die möglichst reibungsfrei in das zu etablierende System
eingebunden werden sollten. Letzlich wird eine Entscheidung für das
eine oder das andere Modell auch von den Gegebenheiten des jeweili-
gen Staates abhängen. 

Eine letzte, bei der Errichtung eines funktionierenden Co-Regulie-
rungssystems aber nicht unwesentliche Frage ist die der Finanzierung.
Denkbar ist eine Finanzierung durch die beteiligten Unternehmen,
durch den Staat oder eine Mischfinanzierung. Auch hier sind ver-
schiedene Lösungen denkbar. Dient das Co-Regulierungssystem z.B.
dazu, eine staatliche Aufgabe zu übernehmen, den Staat also zu ent-
lasten, so wird man zumindest eine Anschubfinanzierung des Staates
erwarten können. Andererseits darf die hoheitliche Ebene nicht über
die Finanzierung das Co-Regulierungssystem dominieren. 

Es bleiben also, selbst bei einem begrenzten Referenzgebiet, zahl-
reiche Fragen offen, die im Einzelnen kaum eindeutig, sondern eher in
Alternativen – je nach Rechtssystem und Traditionen in den einzelnen
Staaten – beantwortet werden können. Dies gilt um so mehr für die
verschiedenen Bereiche, in denen der Einsatz von Co-Regulierungssys-
temen zur Umsetzung ganz unterschiedlicher politischer Zielsetzun-
gen diskutiert wird. Soweit gemeinsame, europaweite Standards für die
Erfüllung des gesetzten Zieles notwendig sind, oder das Funktionieren
des Systems es bedingt, werden sich Übereinstimmungen bei den in
den einzelnen Staaten angewandten Co-Regulierungssystemen finden.
In den Einzelheiten jedoch werden die Co-Regulierungssysteme in
Europa so heterogen sein wie die Staaten selbst.
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